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In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

Prozeßbevollmächtigterz'

gegen

die Bau—Berufsgenossenschaft Frankfurt/M., Weißfrauenstrasse lo,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:

hat der 2. Senat des Bundessozialgerichts am 20. August 1958

unter Mitwirkung des

Senatspräsidenten B r a c k m a n n

als Vorsitzenden,

des Bundesrichters Dr. B a r e s e 1

und des Bundesrichters H u n g e r

besehlosseh:

l.) Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren vor dem

icht das Armenrecht zu bewilligen, wird
\

Bundessozialger

abgelehnt.

2.) Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Hessischen

Landessozialg€riohts vom 27. April 1956 wird als unzulässig

verworfen.„

}. Außergerichtliché Kosten sind nicht zu erstatten.
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Der Kläger transportierte am 2%. April 1948 einen schweren Bääkan;

da ihm dieser von der Schulter rutschte, mußte er sich unter ggg
Last hinwegdrehen, um einen Schlag des Balkens zu vermeiden.%

Auf diesen, in der Unfallanzeige des Arbeitgebers hestätiätéä%g„

Vorgang führt der Kläger seine Beschwerden an der Halswirbeig

säule zurtck, deretwegen er im Dezember 1950 - mehrere Monatä

nach der Bewilligung des Ruhegeldes aus der Angestellten- .!

Versicherung — von der Beklagten die Unfallentschädigung veä%

langte. Die Beklagte zog Auskünfte Von den praktischen Ärzte

Dr. und Dr. * ein, die den Kläger nach dem Unfal

‘behandelt hatten, und ließ den Arbeitskollegen „ill „„„‚
diää

mit dem Kläger den Balken getragen hatte, durch das Bürger—%%Q

meistcramt vernehmen. Nachdem der Kläger sodann in der Ortho—

pädischen Landesklinik in K untersucht werden war, lehnte

die Beklagte den Rentenantrag des Klägers ab, weil nach dem

Gutachten dieser Klinik das anlagebedingte Wirbelsäulenleiden
des Klägers durch den geringfügigen Unfall weder entstandeéi

noch wesentlich verschlimmert werden sei.

Im Verfahren vor dem Oberversicherungsamt (OVA.) ergingen
unter dem Kammervorsitz des damaligen Oberregierungsrats Sa

„
am 17. März 1952 und 9. März 1953 Beweisbeschlüsse, mit

deä€ß

Untersuchungen und Begutachtungen des Klägers durch den “;?

Chirurgen Dr. Ei und den Orthopäden Dr. T4 angeordnéä

wurden. Nach dem Übergang des Verfahrens auf das Sozialgeribh

(SC.) hat dieses unter einem anderen Vorsitzenden durch Urteä

vom 8. April 195” die Klage abgewiesen.

Im Berufungsverfahren hat der Kläger dem Landessozialgericht%l

(LSG.) Bescheinigungen der Ärzte Dr. Wi und Dr. P‘
_

%?

sowie ein fachärztliches Gutachten des Orthopäden Dr. R

tberreicht. Das LSG. hat den Arzt Dr. P. zur Klärung

seiner widersprtchlichen Auskünfte durch das zuständige Amtsf

gericht vernehnen lassen. Alsdann hat das LSG. ein Gutachten?

de1 orthopädischen Abteilung der chirurgischen
Universitäts—%

lenlk ma:hurg eingeholt. In der mündlichen Verhandlung, &

...}-

s■s
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die unter den V°rsitz Von Senatspräsident S. stattfand,
hat der Kläger noch eine Bescheinigung des praktischen Arztes
Dr- L überreicht. Weitere Anträge hat er trotz gericht—
licher Befragung im Termin nicht gestellt. Das LSG. hat die
BGTUTUUSdes Klägers zu?ückge■iesen. Es ist der von den
Gutachtern der orthopädischen Landesklinik sowie den Ärzten
Dr. E und DP. T vertretenen Auffassung über Art und
Ü?SHÜÜE'UES'Ö81WKläger vorliegenden Leidens gefölgt. Die An—
SiCht des Dr— R der eine Verschlimmerung des schicksal—
mäßigen Leidens ■ureh den Unfall annahm, hält das LSG. für
widerlegt durch Gas Gutachten der chirurgischen Universitäts—
klinik Marburg. ?usätzlich hat das LSG. noch die in den Ruhe—
geldakten des Klägers enthaltenen Angabenaus demJahre 1950
verwertet, in déhen

lediglich unfallunabhängige Leiden des
Klägers aufgefühhg sind.

Gegen das am 15° Mai 1956 zugestellte Urteil hat der Kläger am“
11° Juni 1956 Revision eingelegt und sie innerhalb der hierfür
vorgeschriebenen‚“bis—zum 15. August 1956 verlängerten Frist
begrtndet. Im Oktober 1956hat er die Bewilligung des Armen—
rcchts beantragt- Die Revision wird gemäß 5 162 Abs. 1 Nr. 2
Sozialgerichtsgeeetz (SGS) auf die Rüge wesentlicher Mängel
des Verfahrens"gastUtztz Der Vorsitzende des LSG., Senats—

PräSident 3 sei wegenseiner Mitwirkung bei den Beweise
b930hlüssendes OVA.von der Ausübungdes Richteramts im
Verfahren Vor dem LSG. ausgeschlossen gewesen. Ferner wird'

unter Hinweis an @106 SGGbemängelt‚'der Vorsitzende des LSG.
habe seiner Aufklärungspflicht nicht genügt„indem er es unter—
lassen habe, darauf hinzuwirken‚ daß der Zeuge H sowie
die Ärzte Dr, S

, Dr. P_
‘ , Dr. W .\und Dr. R

VO?demSenat gehört wurden und den Kläger nicht zu einer
Erklärung veranlaßt habe, ob er eine Vernehmung des Dr. L
beantragen WOlle* Schließlich rügt der Kläger, bei der Be—
urteilung des ursächlichen Zusammenhangs der Gesundheitsstörung

mit dem APbeit5uni‘all sei das Gesetz 9erletzt werden.

Die Vom LSG. nichß zugelassene Revision wäre nur statthaft‚

„h..
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wenn ein gerugter wesentlicher Mangel des Verfahrens vorlää%

(@ 162 Abs. 1 Nr. 2 SGB, vgl. BSG. S. 150) oder das LSG.1
.bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs einer &

sundhe1tsstbrung mit einem Arbeitsunfall das Gesetz
verle€hj

hätte (5 162 Abs. 1 Nr. } SGS). DieSe Voraussetzungen 111g
nicht vor.

Senatspräsident Sauer war weder nach @ 60 Abs. 1 SGG noch}

nach Abs. 2 dieser Vorschrift von der Ausübung des Amtesxäa‘

Vorsitzender im Senat des LSG. ausgeschlossen. Der Aus»
%

sehließungsgrund gemäß 5 60 Abs. 1 866 in Verbindung mit %

Nr. 6 Zivilprozeßordnung (ZPO) lag nicht vor; denn Senats»»

präsident Sauer hat als Vorsitzender des OVA. lediglich
be%

den von dieser Instanz in zwei mündlichen Verhandlungen ge

faßten Beweisbeschlüssen mitgewirkt, nicht dagegen bei dem

Erlaß des mit der Berufung angefochtenen Urteils des
36.33

Eine Mitwirkung bei den im früheren Rechtszug ergangenen
5

weisbeschlüssen fuhrt nach allgemeiner prozeßrechtliCheraw

Auffassung nicht zur Ausschließung des Richters im spätere

Rechtszug gemäß 5 #1 Nr. 6 ZPO (vgl. RGZ. 105 3.17; Bayer

LSG. Breithaugt 1955 8,1011; Brackmann, Handbuch der
Seria*

versicherung, 1.5. Aufl., Stand 1958, Bd. 1 S. 2%“ p;
Peters—Sautter—Wolff, Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit

„2. Aufl., Anm. 2 b zu 5 60 sec, 3. 185/18 und Anm. zu 5 111
Nr. 6 ZPO, 8. 185/23; Mellw1tz, Kommentar zum

Sozialgerieh

gesetz, Anm. 10 zu 5 60, S. 176). Der Kläger meint zwar».i

Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit müßs

eine abweichende Auslegung Platz greifen. Dies folge aus£1„

5 60 Abs. 2 SGG; nach dieser Vorschrift sei jeder von der

Ausübung des Richteramts ausgeschlossen, der im Verwaltung

verfahren auch nur bei vorbereitenden Maßnahmen
mitgewiä■

habe, die dem Erlaß des abschließenden Bescheids voran—ßw

gingen; daraus müsse gefolgert werden, daß der gemäß 5 60

Satz 1 SGG entsprechend anzuwendende @41 Nr. 6 ZPO die
schließung jedes Richters erfordere, der in dem vorhergeä.

henden Rechtszuge überhaupt — also ohne Einschränkung aufä

den 311aß der angefochtenen Entscheidung — tätig gewesenéä

_5...
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sei. Der Senat konnte diese Ansicht jedoch nicht billigen;

denn sie bedeutet, daß aus 5 60 Abs. 2 SGG eine verallgemeinern-
de Schlußfolgerung abgeleitet wird, die dem aus dem Wortlaut
klar erkennbaren Sinn dieser für die Sozielgerichtsberkeit

getroffenen Regelungnicht gerecht wird. Durch@60 Abs. 2 sea
sollen nämlich die aus den Verwaltungsdienststellen der Soziél—

versicherung und der Versorgung in die Sozialgerichtsbarkeit

übernommenen Personen
von der Ausübung des Richteremts im

Einzelfall ausgeschlossen werden (vgl. Bundestagsdrucksache‘

Nr. 4357 zu 5 9 Abs. 2 des Entwurfs einer Sozialgerichtsordnung; .
Brackmann a.a.0.). Infolge der eindeutig begrenzten Zweckbe— *

stimmung dieser Regelung kann also der Kreis der Richter, die

aus den früheren Oberversicherungsämtern oder Landesversicherungsi

ämtern in die Sozialgerichtsbarkeit tbernommen werden sind,

hiervon nicht berührt werden. Ebensowenig wie auf diese Richter

mit Bezug auf ihre rechtsprechende Tätigkeit bei den früheren

Versicherungsbehörden die Vorschrift des 5 60 Abs. 2 SGG un—

mittelbar anzuwenden ist (Brackmann a.a.0. S. 2üüq; Peters—

Sautter—Wolff a.a.0. Ann: 2a zu 5 60 SGG), kann deshalb diese

Vorschrift zu einer erweiternden Auslegung der Ausschließungs-

bestimmung des 5 60 Abs. 1 866 in Verbindung mit S #1 Nr. 6
ZPO führen.

3 ;

Auch die übrigen Verfahren5rügcn der Revision treffen nicht zu.

Soweit der Kläger bezüglich der von den Ärzten Dr. w

Dr. R: und Dr. I ausgestellten Bescheinigungen und
Gutachten geltend macht, das LSG. hätte in der Überreiehung

dieser ÄußerungenAnträge auf Anhörung dieser\Ärzte im Sinne

des 5 109 SGG erblicken müssen, kann ihm nicht zugestimmt wer—.

den. Das LSG. war auch nicht verpflichtet. ihn wegen der vor—

gelegten Bescheinigungen auf die Möglichkeit eines Antrags

aus s 109 SGG hinzuweisen (Vgl. Sozialrecht 866 5 109 Bl. Da 5

Nr. 8). Der Vorwurf mangelhafter Sa0haufklärung, den der

Kläger damit rechtfertigen will, daß das LSG. diese drei Ärzte

und ferner die Ärzte Dr. S« . und Dr. P sowie den
Unfallzeugen H nicht persönlich vernommen hat, ist

gleichfalls unbegrünéet. Das LSG. bzw. die von ihm mit der

„ 6 -
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Begutachtung des Klägers beauftragte chirurgische Universitäjä

klinik m war aufgrund der ärztlichen Bescheinigungen? @

und der mehrfachen schilderungen des Klägers über den
Herganf

des Unfalls und den Verletzungsbefund so hinreichend unterf“

richtet, daß nicht ersichtlich wird, inwieweit sich des
LSG.;

zu einer weiteren Aufklärung des Sachverhalts gedrängt fühl?é

mußte. Die Revision gibt tberdies nicht an, welche konkretg%‘

neuen Erkenntnisse sich ftr das LSG. aus einer
gerichtlichäp

Vernehmung der 5 Ärzte und des Zeugen ergeben hätten. —
Auch der gegen die Beweiswürdigung des LSG. gerichtete Revif

:»

lautenden Gutachten des Dr. Ri hat sich das LSG. hinré}#'

auseinander8esetztDarin, daßdie AuskunftdesDr. sc „
Gründen des angefochtenen Urteils nicht ausdrücklich gewüräi

werden ist kann ein Verfahrensmangel nicht erblickt werden

denn jedenfalls 155 der in dieser Auskunft mitgeteilte %“

Befund im Gutachten der Universitätsklinik Marburg berück£?%

sichtigt werden. Eine Überschreitung der Grenzen des Rechts

der freien Beweiswürdigung (vgl BSG. 1 3 254 Ä2577 3*3 3;1%

liegt auch nicht darin, daß das LSG. der von den Sachverstéä“‘
@” %em«‚

digen Dr. T ,
Prof. Dr. Ze und Dr. E“ ‘ vertretene

A■sicht gefolgt ist, die Ausführungen des Sachverständigene
“%

Dr. R und des sachverständigen Zeugen Dr.

gegen als nicht überzeugend angesehen hat.

Wasdie Revision zur angeblichen Gesetzesverletzung bei der
Beurteilung des upgä0hlichen Zusammenhangs im Sinne des \rw

& 162 Abs 1 Nr. 3 306 geltend gemacht hat, stellt fest
du£ä

weg eine Wiederholung des Vorbringens dar, das bereits zur■

Stützung der gegen die Sachaufklärung und
Bene1sswürdigunéfin

des LSG. gerichteten Rügen vorgetragen worden ist. Es wirgl

nicht ersichtlich gemacht, inwieweit das LSG. gegen die fü■

die gesetzliche Unfallversichcrung maßgebende Kausalitäteih

norm (vgl. BSG. 1 S. 254 12567; Beschluß des 2. Senats vom?
@

& .L.L<358noch 1958 S—2813,verstaßeu haben sou„

Da die Revision hiernach nicht statthaft ist, ermangelt die

beabsichtigte Rechtsverfolgung der hinreichenden Aussichtw nn
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auf Erfolg, so daß dem Gesucn;umBewilligung des Armenréchts

nicht stattge3@bén werden konnte (5 167 SGG in Verb mit
‚

‚$ 114 Abs. “1 ZPQ)‘.ZUg1910h war die Revision als uanlässig zu

verwerfen (@ 169 S. 2 SGG) “ ‘ ’ ‘

Die Kostenentscheidung ergeht in ent3prechender
Anwendung

_des 5 193 sec ‘ * “ *
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